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Sehr geehrte Damen und Herren,


für die Übersendung der Unterlagen wird hiermit gedankt. Zu dem unserer Landesgeschäftsstelle übersandten Entwurf des Gesetzes, der Begründung und der Synopse nimmt der BUND, Landesverband Sachsen, wie folgt Stellung:





Allgemeines





Die vorgesehene Gesetzesänderung entspricht den im Anschreiben genannten Zielstellungen weitestgehend. Sie wird von uns begrüßt und als eine wesentliche Verbesserung der Wassergesetzgebung eingeschätzt. Es muss nun Aufgabe des Gesetzgebers und der Vollzugsorgane sein, das Anliegen im vollen Umfang umzusetzen. Wir sichern Ihnen als Umweltverband Mithilfe zu und wollen im Rahmen unserer Möglichkeiten auch kontrollierend tätig sein.





Folgende Änderungs- und Ergänzungsforderungen werden vorgebracht: 





Zu § 3


Abs. 2:


Die in den Nummern 3 und 4 gebrauchte Formulierung „nach Möglichkeit“ ist schärfer zu fassen.





Es ist ein zusätzlicher Absatz mit folgendem Inhalt anzufügen:


„Der ökologische Zustand der unmittelbar von einem Gewässer abhängigen terrestrischen Gebiete ist zu erhalten und nötigenfalls zu verbessern.“


Dies ist ebenfalls eine Forderung der WRRL (Begründung, lfd. Nr. 23 und Artikel 1 a)).





Zu § 5:


Abs. 2:


Statt „auswärtigen Staaten“ richtiger „anderer Staaten“.





Zu § 6a:


Die Frist zur Stellungnahme von sechs Monaten ist die Mindestfrist nach WRRL.





Zu § 12:


Die Formulierung des Abs. 1 „Auflagen und Benutzungsbedingungen sind insbesondere zulässig...“ sollte schärfer, etwa „erforderlich“ sein.





Zu § 37a:


Die Formulierung „Zustand des Gewässers“ ist zu unkonkret.





Zu § 42a:


Der letzte Halbsatz sollte besser wie folgt formuliert werden: Die Interessen des Gewässerbenutzers sind dem unterzuordnen.“





Zu § 47:


Die Streichung des Absatzes 2 findet nicht unsere Zustimmung.





Zu § 48:


Zu den Festlegungen der Absätze 6 und 7 sind folgende Anmerkungen notwendig. 


Insbesondere seit der Neufestlegung, dass die Entschädigungs- bzw. Ausgleichspflicht beim Begünstigten liegt, ist es aus ökonomischen Gründen zu einer großen Zahl von Aufhebungen von Trinkwasserschutzgebieten gekommen. Da nunmehr für diese aufgelassenen Gebiete auch keinerlei Einschränkungen bzgl. Düngung u. ä. bestehen, wird es in vielen Fällen zu einer Qualitätsverschlechterung des Grundwassers kommen. Dieser Tatbestand ist aber nach WRRL nicht zulässig (Artikel 1, d)).


Die betreffenden Gewinnungsgebiete wurden in letzter Zeit nicht mehr genutzt, da das Rohwasser nicht in vollem Umfang der Trinkwasser-VO entspricht (z. B. pH-Wert), eine Aufbereitung aus ökonomischen Gründen aber z. Zt. nicht möglich ist. Die Fehlkapazität wird durch Fernwasserbezug ausgeglichen. Damit wird außerdem dem im § 59 SächsWG formulierten Gebot der Vorrangnutzung der ortsnahen Wassergewinnung widersprochen.


   


Zu § 50:


Im Abs. 3, Nummer 5, ist statt „standortgerechter Gehölze“ besser „standortheimischer Gehölze“ zu setzen (s. Scherzinger, W. (1996), S. 20f.).





Zu § 50, Abs. 4:


Nachdem bzgl. der Düngung (Abs. 3, Nummer 2), bereits eine Lockerung gegenüber dem Gesetzentwurf („Gesetz zur Erleichterung des Wiederaufbaus und zur Verbesserung des Hochwasserschutzes“) erfolgte, kann nun mit dem neu aufgenommenen Abs. 4 die Wirksamkeit der Gewässerrandstreifen für den Gewässerschutz weiter aufgeweicht werden. Es sollte deshalb nur eine Einzelfallregelung sein und das Fortbestehen der Befreiungsgründe sollte regelmäßig – etwa aller 3 Jahre – überprüft werden. 


Im letzten Satz muss es richtig heißen „Absatz 3 Nummer 4“.





Zu § 57:


Im Abs. 1 ist nur in der Synopse und ohne Begründung „Trinkwasser“ ergänzt. In den folgenden Ausführungen wird aber weiterhin nur „Wasserversorgung“ verwendet. Das unter der Nummer 2 genannte Betriebswasser ist in der Regel kein Trinkwasser.


Im Abs. 3 (oder evtl. auch im § 59) sollte neben der Problematik der Privatisierung der Trinkwasserversorgung die noch kritischer zu bewertende und von uns abgelehnte Liberalisierung der Trinkwasserversorgung angesprochen werden.





Zu § 60:


Hier sollte eine Sanierungspflicht für Wasserversorgungsanlagen, welche den Anforderungen zur Trinkwasserversorgung nicht mehr entsprechen,  mit aufgenommen werden.





Zu § 69:


In Abs. 1, Nummer 1, sollte ergänzt werden „zu erhalten, nötigenfalls zu räumen und es zu reinigen.“ 


Im Abs. 3 ist die vorgesehene Streichung nicht akzeptabel.





Zu § 78:


Durch einen Ausbau eines Gewässers ist eine Verbesserung des ökologischen Zustands kaum denkbar. Deshalb sollte eine entsprechende Korrektur des Textes erfolgen.





Zu § 91b:


Das Errichten von Stauanlagen in Sachsen sollte im allgemeinen nicht mehr erfolgen und deshalb hier so nicht erwähnt werden. 





Zu § 99:


In Abs. 1 sollte ergänzt werden, dass beim Hochwasserschutz das Gesamteinzugsgebiet eines Gewässers zu berücksichtigen ist.





Zu § 100: 


In Abs. 6 ist zu ergänzen „Wasserrückhaltung“.





Zu § 100a:


In Abs. 6 sollte ergänzt werden „Aufforstung und Waldumbau“





Zu § 100d:


In Abs. 2 ist zu ändern „wenn diese den Deich gefährden.“





Im Abschnitt Deiche ist die Möglichkeit und Notwendigkeit der Rückverlegung von Deichen mit aufzunehmen.





Zu § 135:


Es fehlen als Ordnungswidrigkeiten


Errichten von Stauanlagen ohne Genehmigung


Verstöße gegen § 42a.





Unsere Stellungnahme geht Ihnen außerdem in ausgedruckter Form über die Post zu.





Mit freundlichen Grüßen








Dr. R. Hofmann








